
Karikatur: Mester
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Die Düsseldorfer Zeitung zur Drohnenaffäre:
„Auch heute noch scheut er sich, das
zweite Kriterium politischer Verant-
wortung anzuerkennen: Parlament
wie Öffentlichkeit unverzüglich über
eine drohende Verschwendung von
Steuergeldern aufzuklären. De Maiziè-
re spielt stattdessen – in der typischen
Untergangsstrategie deutscher Politi-
ker – noch immer auf Zeit: Erst in zwei
Wochen, kurz vor den Ferien, will er
das Parlament informieren. Dies in der
Hoffnung, dass während der Ferien die
Flugasche über seinem Drohnen-
Wrack verweht.“

Die Zeitung zu Energiepolitik:
„In Deutschland liegen die Mängel auf
der Hand. Einigkeit herrscht zwar
nicht einmal in der Frage, wer nun ei-
gentlich daran schuld ist, dass die
Strompreise von Jahr zu Jahr nahezu
zwangsläufig steigen. Doch dass etwas
dagegen getan werden muss, steht
auch für die Kritiker der Strompreis-
bremse fest. Die Reform des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes, die vor der
Wahl nicht mehr zustande kommen
wird, gehört deshalb zur ersten Pflicht
der nächsten Regierung, selbst wenn
sie rot-grün sein sollte.“
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PRESSESTIMMEN
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Die Zeitung zum EU-Gipfel:
„Die EU lüftet das Bankgeheimnis und
macht Jagd auf Steuersünder. Die Zins-
richtlinie zum Austausch der Konto-
daten von ausländischen Sparern – ei-
gentlich schon seit 2005 in Kraft –
wird auf Österreich und Luxemburg
ausgedehnt. Das ist die verbraucherpo-
litische Nachricht dieses Gipfels. Die
andere ist eine zutiefst politische: Der
Austausch von Kontodaten ist der Ein-
stieg in eine gemeinsame europäische
Steuerpolitik.“

Die Zeitung zur SPD:
„Wo Positionen verschwimmen, wer-
den Personen entscheidend. Wer weiß
das besser als die Genossen? Gerhard
Schröder hat 1998 die Wahl gewon-
nen, weil er die imaginäre Neue Mitte
um sich scharte. In Hamburg lag die
SPD 2010, exakt ein Jahr vor der Bür-
gerschaftswahl, bei 31 Prozent. Zwölf
Monate später triumphierte Olaf
Scholz mit 48,4 Prozent. Das zeigt
noch etwas: Vergesst die Demosko-
pen.“
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●➲ Fußball-Spezial
In der Champions League steht das gro-
ße deutsch-deutsche Finale bevor. Alle
Informationen rund um die Begegnung
des FC Bayernmit Borussia Dortmund
in London finden Sie unter

www.mittelbayerische.de/cl-finale

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
www.mittelbayerische.de/facebook

Auf Einladung des Bundestagsabge-
ordneten Peter Aumer kamUmwelt-
minister Peter Altmaier zum Zukunfts-
forum nachWiesent.
www.mittelbayerische.de/video

Künftig soll das Kfz-Kenn-
zeichen einfach mit um-
ziehen können. Das spare
Zeit und Geld, so Ver-
kehrsminister Ramsauer.

●➲ Meistgelesen

01 UnfallAuf dem Flugplatz Beilngries
gab es einen tödlichen Unfall: Ein Flug-
zeug ist plötzlich aus 20 bis 30Metern
Höhe zu Boden gestürzt.
02 Fernsehen Natalie und René heira-
teten in Regensburg vor den laufenden
Fernsehkameras von VOX.
03 Kriminalität Die Polizei ermittelte
den Vater des toten Säuglings von Saal.
Der jungeMann ist auf freiem Fuß.
04 Verkehr Die Brücke über die A 93
bei Pentling, die Hauptstraßemit Rot-
säulenweg verbindet, wird abgerissen.
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Reaktionen der User

Ich finde das nicht unbedingt gut. Es
sollte schon erkennbar sein, wo der
Fahrer herkommt. So siehtman gleich,
ob ein Autofahrer ortskundig ist oder
nicht und kann entsprechend Rück-
sicht nehmen. Ingrid

Darauf warte ich schon seit einem Jahr.
Volkmar

Darin sehe ich genauso wenig einen
Sinn wie in der Einführung der alten
Kennzeichen. Einfach

-Thema
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WEITERE KOMMENTARE

Artenvielfalt:Nicht nur beiWild-, auch
bei Nutzpflanzenmuss die genetische
Vielfalt erhalten werden. ➤ SEITE 8

Steuerflucht: Luxemburg gab gestern
nochmal den Bremser. Doch Europa ist
auf einem gutenWeg. ➤ SEITE 5

In Deutschland leisten pro Jahr ca.
70 000 Menschen einen Freiwilligen-
dienst. Das heißt, sie engagieren sich
in verschiedenen Bereichen (Soziales,
Ökologie, Denkmalpflege, Sport und
Kultur) für die Gesellschaft. Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten bei politi-
schen Entscheidungen sind jedoch lei-
der Mangelware. Nur im Freiwilligen
Ökologischen Jahr (FÖJ) gibt es ein
bundesweites demokratisches Spre-
chersystem, das dafür sorgen soll, dass
die Interessen des Freiwilligendienstes
Gehör in der Politik finden. Denn die
Aufgabe der Sprecher ist es nicht nur,
die Kommunikation zwischen den
Freiwilligen aufrecht zu erhalten, son-
dern Informationen über Probleme,
Forderungen, Ideen, Wünsche zu sam-
meln und diese an die verantwortli-
chen Entscheidungsträger weiterzulei-
ten.

Am sinnvollsten wäre es natürlich,
wenn diese Arbeitsergebnisse auf der
Klausurtagung zu Freiwilligendiens-
ten mit Bund und Ländern diskutiert
werden könnten. Dort treffen sich alle
für die Freiwilligendienste FÖJ, Frei-
williges Soziales Jahr (FSJ) und Bun-
desfreiwilligendienst (BFD) relevanten
Akteure aus dem Bundesfamilienmi-
nisterium, Bundesamt für Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAF-
zA) sowie die zuständigen Länderver-
treter der Landtage. Bis 2010 durften

auch die Bundessprecher des FÖJ und
die Sprecher der Trägerschaften im
FÖJ teilnehmen. Aus Zeitmangel wur-
den sie nun jedoch ausgeschlossen. Of-
fenbar wird im Freiwilligen Ökologi-
schen Jahr trotz des installierten Spre-
chersystems Partizipation nicht gera-
de großgeschrieben – auch, wenn das
zuständige Bundesfamilienministeri-
um gern das Gegenteil behauptet.

So finden Tagungen im Hinter-
grund statt, Verordnungen und Be-
schlüsse müssen bei Interesse schon
gezielt gesucht werden – wenn man
sie überhaupt findet. Transparenz?
Fehlanzeige! Auch auf Nachfrage er-
halten die Sprecher nur wenige Infor-
mationen. Die amtierenden Sprecher
im FÖJ sind die ersten, die ihre Kritik
und Forderungen öffentlich darstel-
len: Dass sie der Klausurtagung nicht
beiwohnen dürfen, haben sie mit ei-
nem Appell und einer zugehörigen
Pressemitteilung kritisiert. Der Appell
zur Teilnahme wird unter anderem
auch von drei oppositionellen Bundes-

tagsabgeordneten unterstützt und
sorgt(e) für eine Menge Aufregung bei
allen beteiligten Akteuren. Eingeladen
wurden die Sprecher in diesem Jahr
trotzdem nicht, Protokolle oder Ergeb-
nisse der Tagung werden den Spre-
chern sowieso vorenthalten.

In anderen Freiwilligendiensten be-
steht gar keine Möglichkeit, Kräfte zu
bündeln, da es niemanden gibt, der die
Teilnehmer vertritt. Ohne gezielte För-
derung der Kommunikation ist eine
bundesweite Vernetzung aber quasi
unmöglich.Wenn es nicht nur im FÖJ,
sondern auch in den anderen Diensten
Sprecher gäbe, könnten sie zusam-
menarbeiten und mehr erreichen. Das
ist aber wahrscheinlich gar nicht ge-
wollt. Dann könnten sie ja tatsächlich
Druck machen und die Politik zum
Handeln zwingen.

Im Bundesfreiwilligendienst (BFD)
soll es ab 2013/14 sieben Bundesspre-
cher geben. Gewählt durch ein On-
line-Wahlsystem, das weder demokra-
tisch noch durchsichtig ist. Wer zu
spät von der Wahl erfährt, kann sich
nicht mehr registrieren und damit
nicht nur nicht wählen, sondern auch
das Ergebnis nicht erfahren. So stellt
sich die Bundesregierung ein demo-
kratisches Sprechersystem für ihren
hochgelobten Bundesfreiwilligen-
dienst vor. Transparenz und echte De-
mokratie sind dort aber nur leereWor-
te und scheinen nicht gewollt zu sein.

KRITIK Beim Bundesfreiwilli-
gendienst sind Transparenz
undDemokratie leereWorte.

Mitsprachenicht erwünscht

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autorin wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

HANIN IBRAHIM
Die Autorin ist eine der fünf Bundessprecher-
Innen im Freiwilligen Ökologischen Jahr (FÖJ).
Sie arbeitet im FÖJ bei der Verbraucherorga-

nisation foodwatch e.V. in Berlin.

as für ein
eindrucks-
volles Jubi-

läum! In einer Zeit, in
der neue Parteien so
schnell wieder in der
Bedeutungslosigkeit
versinken, wie sie vor-
her hochgejubelt wur-
den, feiert die SPD ihr
150-jähriges Bestehen.
Die Partei blickt zu-
rück auf eineinhalb Jahrhunderte, in
denen sie Zeitgeschichte schrieb. Und
sie brachte Politiker hervor, die für ih-
renKurs geliebt und bewundert – aber
auch gehasst wurden. Die Sozialdemo-
kraten haben die Geschicke der Bun-
desrepublik in entscheidendenMo-
menten in Bahnen gelenkt, die unse-
ren Alltag heute bestimmen. Doch vie-
le Beschlüsse – und das ist das Tragi-
sche für die SPD – haben der Partei
schwer zugesetzt.

Der prägende Einfluss begann im
ausgehenden 19. Jahrhundert, als die
Arbeiter dank der SPD erstmals als ge-
sellschaftlich relevante Gruppewahr-
genommenwurden. Und er endet vor-
läufig bei Gerhard Schrödermit seiner
Agenda-Politik, als die Partei nachMei-
nung vonKritikern das „Soziale“ aus
ihremNamen strich. Dazwischen lie-
gen Stationen von historischer Dimen-
sion. Der 23.März 1933, als die Sozial-
demokraten als einzige Partei gegen
Hitlers Ermächtigungsgesetz stimm-
ten. Die 70er JahremitWilly Brandts
Ostpolitik, diemanmit Fug und Recht
als ersten Schritt auf demWeg hin
zum Fall der BerlinerMauer bezeich-
nen kann. Nicht zu vergessen Brandts
innenpolitische Reformen, diemit
dem gesellschaftlichenMuff der Ade-
nauer-Zeit aufräumen sollten. Und na-
türlich das deutsch-französische Tan-
demHelmut Schmidt/Giscard d‘Es-
taing, deren Vision vom vereinten Eu-
ropa die Grundlage für die EU schuf.

Glück auf, möchteman denGenos-
sen in Erinnerung an diese glorreiche
Vergangenheit zurufen. Doch viele
Wermutstropfen bleiben. Denn im-
mer dann, wenn sich die SPD der
Staatsräson unterwarf, kam es zuAb-
spaltungen und dramatischen Schwä-
chungen der Partei. EinenVorge-
schmack erlebte die SPD bereits vor
100 Jahren, als sie den Kriegskurs des
Kaisers unterstützte, und zahlreiche

W unzufriedene Genos-
sen die neue Partei
USPD gründeten.
Auch die bitteren
Stunden der Nach-
kriegs-SPD sind eng
mit realpolitischen
und staatstragenden
Beschlüssen verbun-
den. So leistete Helmut
Schmidtmit dem
Nato-Doppelbeschluss

von 1979 Geburtshilfe für die Grünen.
Ohne die atomare Rüstungspolitik der
Schmidt-Regierungwäre die Öko-Par-
tei vermutlich nie gegründetworden.
Unter demhehren Ziel der Bündnis-
treue zumWesten züchtete sich die
SPD einen der größten politischen
Konkurrenten selbst heran.

Knapp 20 Jahre später war es die
Agenda-Politik Schröders – von den ei-
nen als Initialzündung für das zweite
deutscheWirtschaftswunder gefeiert,
von den anderen als Geburtsstunde
fürmassenhafte Billig-Jobs verteufelt.
Die Sozialreformen, die den Abbau der
Massenarbeitslosigkeit einläuteten
und dazu beitrugen, die Bundesrepub-
lik vomwirtschaftlichen Schlusslicht
der EU zumMusterknaben zuma-
chen, waren gleichzeitig der Spaltpilz,
der die Linkspartei erst ermöglichte.
Zusammen kommenGrüne und Lin-
ke heute auf knapp 20 Prozent. Diese
Punkte gehen zu Lasten der SPD.

Wenn sie echteMachtoptionen
will, muss die Partei einen schwieri-
gen Spagat schaffen:Mit einer glaub-
haften Gerechtigkeitsdebatte wieder
die klassische SPD-Klientel anspre-
chen, diemanmit denHartz-Refor-
men verprellt hat – ohne dabeimit
milliardenteurenUmverteilungsver-
sprechen dieMitte der Gesellschaft zu
vergrätzen. Doch die Genossen veren-
gen ihrenWahlkampf auf den Ruf
nach Steuererhöhungen, umGe-
schenkpakete für allemöglichen
Gruppen zu packen.Waswie ein gro-
ßes Sozialprogrammdaherkommt, er-
scheint bei näherem Blick als bunte
Wundertüte nach demMotto: Für je-
den ein bisschenwas. Aber genau das
könnte viele, die derzeitmit der SPD
liebäugeln, wieder abschrecken. Die
Aussichten nach dem 150. Geburtstag
wären dannwenig berauschend: Ent-
weder Juniorpartner der Union oder
vier weitere Jahre in der Opposition.
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KOMMENTAR

JUBILÄUMDie SPD kann eine glorreiche Vergangenheit feiern.
Doch immerwieder setzt sich die Partei selbst schwer zu.

Glück auf, Genossen!
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VON STEFAN STARK, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit:
www.mittelbayerische.de/forum
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